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Vorwort V 

Vorwort 

Zum Wesen und Inhalt 

Das Wirtschaftsprivatrecht ist kein Rechtsgebiet im klassischen bzw. tradi-
tionellen Sinne, sondern die Auswahl privatrechtlicher Rechtsinstitute und 
Teilgebiete unter dem Kriterium der wirtschaftlichen Relevanz - geboren aus 
der Erkenntnis, daß nur wenige wissenschaftliche Disziplinen eine so große 
Affinität und Interdependenz aufweisen wie Rechts- und Wirtschaftswissen-
schaft. Bei der Betrachtung der mannigfaltigen Publikationen mit diesem 
Titel stellt man fest, daß diese Auswahl sowie der Umfang in der Erörterung 
der ausgewählten Gebiete sehr verschieden ausfällt. Bisweilen werden die 
Möglichkeiten der Kreditsicherung und das Wertpapierrecht nur sehr knapp 
oder gar nicht behandelt, in anderen Fällen das Arbeitsrecht und/oder das 
Immaterialgüterrecht in den Themenkatalog aufgenommen. Dies beweist: 
Was jeweils der Autor unter den Titel Wirtschaftsprivatrecht subsumiert, 
ist - trotz desselben Auswahlkriteriums - letztendlich Ausfluß der persön-
lichen Wertung und des eigenen Ermessens. 
Darüber hinaus stellt auch die bewußte Begrenzung des Umfangs eines 
einführenden Lehrbuchs eine gewisse Restriktion für die Themenwahl und 
die Ausführlichkeit der Erörterungen in ähnlicher Weise dar, wie auch das 
Lehrangebot des Privatrechts für Studenten der Wirtschaftswissenschaften 
und andere "Nebenfach-Juristen" zwangsläufig mit dem "Mut zur Lücke" ge-
staltet werden muß. Denn es ist nicht sinnvoll, solche Studenten an den 
zahl- und umfangreichen allgemeinen und speziellen juristischen Vorle-
sungen teilnehmen zu lassen. Dies mag der kritische Leser bei der Beurtei-
lung der vorliegenden Publikation berücksichtigen. Sie stützt sich auf die 
wirtschaftlich wesentlichen Teile des bürgerlichen Rechts (Familien- und 
Erbrecht bleiben deshalb unberücksichtigt.) und macht "Ausflüge" in das 
Recht der Kaufleute (Handels- und Gesellschaftsrecht) und der Wertpa-
piere. 

Zur Zielgruppe 

Das eingangs erwähnte Auswahlkriterium ist selbst wieder bestimmt von der 
Zielsetzung und Zielgruppe des Buches. Das Buch richtet sich zunächst an 
alle Studenten der Wirtschafts-, Sozial- und Ingenieurwissenschaften usw., 
die sich mit der vorgenannten Rechtsmaterie beschäftigen und darüber eine 
Prüfung ablegen oder einen Leistungsnachweis erbringen müssen, die aber 
ihrerseits auch nur einen begrenzten Arbeits- und Zeitaufwand darauf ver-
wenden können. Es mag auch eine Hilfe für diejenigen sein, die sich in ih-
rem Berufsleben mit den rechtlichen Rahmenbedingungen ökonomischer 
Fragen und Problemstellungen vertraut machen wollen. 
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Zur Darstellungsmethode 

Der Aufbau folgt nicht streng der Systematik der Gesetzeswerke, sondern 
orientiert sich an der vorgegebenen Thematik (vgl. insbes. Kap. C). Das 
Satzbild ist nach modernen didaktischen Erfordernissen gestaltet. Wicht ige 
(Fach-)Begriffe sind durch Fett- und/oder Kursivdruck, Definit ionen durch 
Randbalken hervorgehoben, Aufl istungen durch Punkt- und Strichmarkie-
rungen abgesetzt. Ungewöhnlich für ein juristisches Lehrbuch mag die Viel-
zahl der Abbi ldungen sein. Sie sollen helfen, komplexe Sachverhalte und 
Zusammenhänge besser überblicken und verstehen sowie sich leichter ein-
prägen zu können, und stellen häufig eine übersichtliche Zusammenfas-
sung des zugehörigen Kapitels dar. Die zahlreichen internen Verweise sol-
len den Leser aufmerksam machen auf die Zusammenhänge der behandel-
ten Themenkreise, die in einem Lehrbuch zwangsläufig kapitelweise ge-
trennt behandelt werden müssen und deshalb die inneren Verf lechtungen 
nicht immer erkennen lassen. Der didaktischen Intention folgend sind dage-
gen die Hinweise auf Schrifttum und Rechtsprechung auf ein Mindestmaß 
beschränkt. Ein Nachschlagen ist für das Verständnis der Darlegungen 
nicht erforderlich. Das Buch bezweckt nicht, eine Anleitung zum Umgang 
mit der jurist ischen Literatur oder gar zur Auseinandersetzung mit ihren 
Streitfragen zu sein. Auf die Diskussion unterschiedlicher Rechts- und Lehr-
meinungen wurde deshalb verzichtet. Die Literaturempfehlungen erheben 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit; sie sind lediglich eine "willkürliche" 
Auswahl aus der kaum überschaubaren Fülle des juristischen Schrifttums, 
können ergänzende Informationen bieten und zu einem weiterführenden 
Studium anregen. 

Zum Gebrauch 

Das Buch ist mehr ein Arbeits- als ein Lesebuch. Damit sich der Leser den 
Inhalt wirklich erschließt, zugleich aber auch Verständnis für die Rechtssys-
tematik und ein Gefühl für die juristische Sprache gewinnt, ist weiteres "Ar-
beitsgerät" erforderlich und zu benutzen: BGB und HGB mit Nebenge-
setzen. Alle daraus zitierten Rechtsnormen (Paragraphen) sind unbedingt 
nachzuschlagen und nachzulesen!! (Eine Ausnahme mag gelten für "ent-
ferntere" Gesetzestexte wie BetrVerfG, EStG, ZPO u.a..) Nur so wird der 
Leser mit der wichtigsten Rechtsquelle, den Gesetzen, vertraut. 

Herrn cand. rer. pol Achim Stockert danke ich für die Anfert igung von Ab-
bildungen und für die umfangreichen Arbeiten bei der Erstellung und For-
matierung des Manuskriptes. 

Hans-Peter Fries 
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Vorwort zur 2. Auflage 

Da seit Erscheinen der ersten Auflage einige für das Wirtschaftsprivatrecht 
relevanten Gesetzesänderungen vollzogen wurden bzw. unmittelbar bevor-
stehen, verbot sich eine unveränderte Neuauflage. 

Dies gab zunächst Gelegenheit zu den erforderlichen Korrekturen der Er-
rata und zu sinnvoll erachteten Ergänzungen auf verschiedenen Gebieten. 
Erweiterungsbedürftig erschienen darüber hinaus das Handels- und Gesell-
schaftsrecht, insbes. die handelsgesellschaftlichen Grundtypen OHG und 
AG sowie die Einzelunternehmung. Eingeflossen sind dabei die bereits seit 
März 1994 in Kraft gesetzten Neuerungen zur Nachhaftung von Gesell-
schaftern. Einschneidende Reformen zum Kaufmanns- und Firmenrecht 
sind im Entwurf von der Bundesregierung bereits im Mai 1997 verabschie-
det und folgerichtig in diese zweite Auflage aufgenommen und den noch 
geltenden Altvorschriften gegenübergestellt worden. Kurz nach Fertigstel-
lung des Manuskripts und Druck der Neuauflage hat das Parlament be-
schlossen, daß der Entwurf ab 1. Juli 1998 Gesetzeskraft haben soll. 

Im Sinne der didaktischen Konzeption des Lehrbuchs, die konsequent bei-
behalten wurde, sind die Zahl der Abbildungen vergrößert, die Literatu-
rempfehlungen aktualisiert und jedem Hauptabschnitt Kontrollfragen ange-
fügt worden. Die Antworten ergeben sich grundsätzlich aus dem Inhalt des 
zugehörigen Abschnitts. Didaktischen Zweck erfüllt letztlich auch das neu 
aufgenommene Kapitel „F. Die Lösung privatrechtlicher Fälle". Nach den 
darin gegebenen Lösungshinweisen können die in den Kontrollfragen ent-
haltenen Fallbeispiele bearbeitet werden. 

Hans-Peter Fries 
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Α. Einführung 

I. Entwicklung des Privatrechts 

Unser heutiges bürgerliches Recht (= Zivilrecht1) beruht auf einer Ver-
schmelzung von römischem und deutschem Recht. Nach einer etwa tau-
sendjährigen Entwicklung ließ im Jahre 534 n. Chr. der oströmische Kaiser 
Justitien ein großes Gesetzeswerk, das "corpus juris civilis", kodifizieren, 
das in der Folgezeit aber nur in gekürzten Fassungen Verwendung fand. 
Die Blütezeit des germanisch-deutschen Stammes- und Städterechts war 
das Mittelalter (z.B. "Sachsenspiegel" um 1220). Seine starke Zersplitte-
rung, eine fehlende Zentralgewalt und der Zerfall der Stämme verhinderten 
eine Zusammenfassung und Vereinheitlichung für den deutschen Lebens-
raum. Im 11. Jahrhundert wurde in Oberitalien das römische Recht "wieder-
entdeckt", von dortigen Rechtsgelehrten systematisiert und für den prakti-
schen Gebrauch überarbeitet. Die Durchsichtigkeit und Systematik des 
antiken Rechts sowie die einleuchtende Kraft seiner Begriffe überzeugte 
auch die dort studierenden deutschen Juristen. "Es kam, sah und siegte" 
über das naiv-schwerfällige Recht der Deutschen. Historische Geschehnis-
se wie die Begeisterung der Gebildeten für die Antike und die Idee des 
Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation begünstigten diese Entwick-
lung2. Die Übernahme des römischen Rechts war also mehr eine Notlösung. 
Im 15. und 16. Jahrhundert breitete sich das römische Recht über ganz 
Westeuropa aus, aber auch deutsche Einflüsse machten sich vor allem im 
Ehe- und Erbrecht bemerkbar. Der Partikularismus brachte in den folgenden 
Jahrhunderten erneut eine starke Rechtszersplitterung, deren Folge landes-
rechtliche Kodifikationen waren wie z.B. 

- d a s Allgemeine Landrecht für die preußischen Staaten (mit 17000 Para-
graphen!), verkündet 1794, gültig bis 1900 in 7 Ostprovinzen Preußens, in 
Westfalen und anderen kleinen Teilgebieten, 

- der Code civil, auch Code Napoleon genannt, von 1804, gültig in allen 
linksrheinischen Gebieten und im rechtsrheinischen Herzogtum Berg, 

- das Badische Landrecht von 1809 (weitgehend eine Übersetzung des 
Code civil), 

- das Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch für die Erbländer der österreichi-
schen Monarchie von 1811, 

- das Bürgerliche Gesetzbuch von Sachsen (1863). 

Die Bestrebungen nach einer staatlichen deutschen Einheit fanden im 
Deutschen Bund (1815 - 1866) auch in zwei Gesetzen ihren Niederschlag, 

1 lat. civis = Bürger 
2 Vgl. Kallwass, W : Privatrecht, 15. Aufl., Köln 1996, S. 20 
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nämlich in einer deutschen Wechselordnung (1848) und im Allgemeinen 
Deutschen Handelsgesetzbuch (1861). Ein einheitliches bürgerliches 
Recht erhielt Deutschland aber erst nach der Reichsgründung. Seit 1874 ar-
beitete eine Kommission von Rechtsgelehrten 13 Jahre an einem ersten 
Entwurf, der jedoch keine Zustimmung fand. Zur Überarbeitung dieses Ent-
wurfs wurde am 4. Dezember 1890 eine zweite Kommission gebildet, die 
am 12. Juni 1896 einen neuen Entwurf vorlegte. Dieser wurde am 1. Juli 
vom Reichstag angenommen, am 18. August vom Kaiser unterzeichnet und 
danach verkündet. Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB), das man als sicht-
baren Ausdruck einer neuen Zeit empfand, trat am 1. Januar 1900 in Kraft. 
Es ist geprägt von den beiden Grundgedanken der Vertragsfreiheit in den 
Ausformungen Abschluß- und Gestaltungsfreiheit und der Eigentumsfrei-
heit. Da es aber noch kaum von den gesellschaftlich-sozialen Veränderun-
gen dieser Zeit beeinflußt wurde, ist es weniger der mutige Einstieg in ein 
neues Zeitalter als die Zusammenfassung historischer Gegebenheiten. 
Notwendigerweise hat es bis heute etliche Änderungen und Erweiterungen 
(z.B. im Recht der nichtehelichen Kinder, im Kauf- und Mietrecht) erfahren. 
Infolge der Schaffung des BGB war auch eine Überarbeitung des (noch 
gültigen) Handelsgesetzbuches notwendig geworden. Denn viele Rechts-
sätze dieses alten HGB wie die Formfreiheit von Rechtsgeschäften, der 
Grundsatz von Treu und Glauben und der Schutz des gutgläubigen Erwerbs 
waren ins BGB übernommen worden und konnten deshalb im HGB gestri-
chen werden. Andererseits wurden manche Bestimmungen hinzugefügt, die 
sich im Handelsverkehr gewohnheitsrechtlich herausgebildet hatten oder 
das Ergebnis der Rechtsprechung waren. 

II. Rechtsbegriffe und Rechtsquellen 

Bei der Deutung des Rechtsbegriffes ist zunächst zwischen objektivem und 
subjektivem Recht zu unterscheiden. 

Unter Recht im objektiven Sinn (Rechtsordnung) versteht man die Ge-
samtheit aller Rechtsnormen, die für bestimmte Rechtsgebiete (z.B. bür-
gerliches Recht, Handelsrecht, Arbeitsrecht) erlassen worden sind und das 
Zusammenleben der Menschen regeln. 

Das Recht als Ordnungsfaktor wird ergänzt durch Normen der Sittlichkeit 
(Ethik, Moral), die der Gesinnung und inneren Einstellung des Menschen 
entspringen und nicht erzwingbar sind, sofern sie nicht in objektiven 
Rechtsvorschriften Eingang gefunden haben. Sittlichkeit ist nicht zu ver-
wechseln mit Sitte, die das äußerliche Verhalten der Menschen betrifft 
("Man" tut dieses, aber jenes nicht, z.B.: Der Herr geht links von der Dame; 
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man bohrt nicht in der Nase.) In manchen Rechtssätzen ist von "Sitte" die 
Rede, obwohl Sittlichkeit gemeint ist (vgl. § 138 BGB). 

Recht im subjektiven Sinn sind Befugnisse und Ansprüche, die der Ein-
zelne aus objektiven Rechtsnormen ableiten kann. Das objektive Recht ist 
folglich die Grundlage für ein subjektives Recht. 

Beispiele: 
1. Die Befugnis, eine Sache zu verkaufen (subjekt ives Recht), ergibt sich aus dem 

Sachenrecht (Eigentumsrecht) im BGB (objekt ives Recht). 

2. Den Anspruch auf Zahlung des Kaufpreises (subjekt ives Recht) leitet der Ver-

käufer aus dem Kaufvert ragsrecht des BGB (objekt ives Recht) ab. 

Das objektive Recht teilt man in zwei Gebiete ein: 
• Das öffentliche Recht regelt die Rechtsverhältnisse hoheitlicher Rechts-

gemeinschaften (Staat, Länder, Gemeinden, Kirchen etc.) als solcher, 
untereinander und zu ihren Mitgliedern. 
Sein Kennzeichen ist die Über- und Unterordnung (Subordination). 
Zum öffentlichen Recht gehörende Gebiete enthält die Abb. A1. 

• Das Privatrecht regelt die Rechtsbeziehungen der einzelnen Personen 
zueinander und die Rechtsverhältnisse der nicht hoheitlichen Gemein-
schaften (Ehe, Familie, Gesellschaften) als solcher, untereinander und zu 
ihren Gliedern auf der Grundlage ihrer Gleichberechtigung (Koordination) 
und Selbstbestimmung ("Privatautonomie"). Privatrechtliche Gebiete zeigt 
Abb. A1. 

Hinsichtlich der Ausschließlichkeit der Rechtsnormen besteht folgende 
Abgrenzung: 
• Zwingendes Recht liegt vor, wenn Rechtsvorschriften nicht durch Partei-

envereinbarung abänderbar sind (z.B. Haftungsregelung bei Handelsge-
sellschaften, Formvorschrift beim Grundstückskauf). Eine Vereinbarung, 
die einerzwingenden Rechtsnorm zuwiderläuft, ist nichtig. 

• Nachgiebiges oder dispositives Recht beinhaltet Rechtssätze, die durch 
vertragliche Vereinbarungen abgewandelt werden können (z.B. Gewinn-
verteilungsregelung bei der OHG, Kündigungfrist für Angestellte sowie die 
meisten Vorschriften des Schuldrechts im BGB). Die gesetzliche Regelung 
gilt nur solange, wie keine abweichende Vereinbarung getroffen wurde. 

Die Rechtsquellen werden nach der Form der Rechtsnormen zunächst 
klassifiziert in geschriebenes bzw. gesetztes Recht und ungeschriebenes 
Recht. 
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Recht 

öffentliches recht 
Recht 

BGB und • Handelsrecht: • Staats- und Ver- • Proze&recht 
Nebengesetze HGB und Neben- waltungsrecht wie 
wie gebiete wie • Steuerrecht -ZPO 
- Abzahlungsges. - Aktiengesetz • Strafrecht -StPO 
- Ehegesetz - GmbH-Gesetz • Kirchenrecht - KO 
- Erbbauverord- - Konzemrecht • Völkerrecht - FGG 

nung - Wertpapierrecht 
- Bank- und 

Börsenrecht 
- Versicherungs-

recht 
• Wirtschaftsrecht 

inbesondere 
- Gewerberecht 
- Wettbewerbsrecht 

• Immaterialgüter-
recht, insbes. 
- Urheberrecht 
- GewertI. Rechts-

schutz (Patent-, 
Gebrauchsmuster-, 
Verlagsrecht) 

• Arbeitsrecht 
• Verkehrsrecht 

Abb. A 1 : Rechtsgebiete des öffentlichen und privaten Rechts 
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• Geschriebenes Recht 
- Gesetze 

Sie sind die wichtigste Rechtsquelle und werden von Gesetzgebungsor-
ganen, sog. Legislative (Bundestag, Landtage) erlassen. Hierzu gehören 
auch Gesetze, durch die völkerrechtliche Staatsverträge vom innerdeut-
schen Gesetzgeber ratifiziert wurden (Art. 59 GG). Die bedeutsamsten 
Gesetze des Prlvatrechts sind das BGB und das HGB. 

- Rechtsverordnungen 
Sie stehen im Rang unter den Gesetzen und werden aufgrund und im 
Rahmen einer gesetzlichen Ermächtigung von Regierungsorganen (sog. 
Exekutive, ausführende Gewalt) zur Ergänzung bzw. Konkretisierung der 
Gesetze erlassen (vgl. Art. 80 GG, Art. 70 NRW-Verfassung). 

Beispiele: 
EStG - EStDV (Keine Rechtsverordnung sind die EStR; sie binden intern nur 
die Steuerbehörden, haben aber keine Wirkung nach außen gegenüber den 
Bürgern ); StVG - StVO. 

- Autonome Satzungen 
Sie enthalten Rechtsvorschriften mit allgemeinverbindlicher Wirkung, die 
von einer mit Rechtssetzungsbefugnis ausgestatteten Körperschaft oder 
Anstalt des öffentlichen Rechts (z.B. Religionsgemeinschaft, Gebiets-
körperschaft, Universität) zur Regelung ihrer Selbstverwaltungsangele-
genheiten erlassen werden. 

Beispiele: 
Gemeindesatzung, Schulordnung 

• Ungeschriebenes Recht 
- Gewohnheitsrecht 

Auch das Gewohnheitsrecht ist anerkanntes geltendes Recht (Beachte 
die Bestimmung in Art. 20 III GG: "...vollziehende Gewalt und Rechtspre-
chung sind an Gesetz und Recht gebunden). Es ist die älteste und nach 
dem Gesetzesrecht wichtigste Rechtsquelle und entsteht durch ständige, 
über einen längeren Zeitraum fortdauernde Übung (longa consuetudo) 
und allgemeine Rechtsüberzeugung (opinio iuris) der Beteiligten. 
Das Gewohnheitsrecht spielt heute nur bei der Rechtsfortbildung durch 
die Rechtsprechung eine Rolle (vgl. die gewohnheitsrechtlichen Normen 
der Positiven Forderungsverletzung, culpa in contrahendo, Geschäfts-
grundlage, Scheinvollmacht, Sicherungsübereignung u.a.). 

Keine Rechtsquelle sind Verkehrssitte und Handelsbrauch. Vielmehr 
handelt es sich hierbei um Usancen, die den Rechtsverkehr bestimmen 
und bei der Rechtsauslegung aufgrund der Anordnung des Gesetzes zu 
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beachten sind (abgeleitete Rechtskraft; vgl. § 151, 157, 242 BGB, § 346 
HGB). 

III. Überblick über BGB und HGB 

Das BGB als Kernstück des Privatrechts besteht aus 5 Büchern: 
1. Allgemeiner Teil (§§ 1 - 240) 
2. Recht der Schuldverhältnisse (Schuldrecht, §§ 241 - 853) 
3. Sachenrecht (§§ 854 - 1296) 
4. Familienrecht (§§ 1297 - 1921) 
5. Erbrecht (§§ 1922 - 2385) 

Der Allgemeine Teil enthält Begriffe, Rechtsvorschriften und Rechtsinstitu-
te, die für die übrigen vier Bücher Allgemeingültigkeit haben. Bei der Eintei-
lung dieses Buches in Personen, Sachen und Rechtsgeschäfte ließ sich der 
Gesetzgeber zunächst von der römischen Dreiteilung personae - res -
actiones leiten. Im 4. bis 7. Abschnitt werden Fristen, Termine, Verjährung, 
Rechtsausübung, Selbsthilfe und Sicherheitsleistung behandelt. 
Auch die beiden folgenden Bücher Schuld- und Sachenrech haben ihr 
Vorbild in der römisch-rechtlichen Abgrenzung zwischen jura in personam 
und jura in rem. Das Schuldrecht regelt die Rechtsbeziehungen von Perso-
nen zueinander (Schuldverhältnisse), das Sachenrecht primär die unmittel-
bare Herrschaftsbeziehung einer Person zu einer Sache, aus der sich nur 
mittelbar, z.B. im Falle der Verletzung eines einzelnen Sachenrechts, eine 
Beziehung zu einer anderen Person ergeben kann. Schuld- und Sachen-
recht sind eng miteinander verzahnt, weil viele schuldrechtliche Vorgänge in 
sachenrechtliche münden, z.B. Eigentumsübertragung von Kaufsache und 
Geld (sachenrechtlicher Vorgang) als Folge eines geschlossenen Kaufver-
trages (schuldrechtlicher Vorgang). 
Das Schuldrecht gliedert sich in einen allgemeinen und einen besonderen 
Teil, wenngleich der Gesetzgeber diese Unterteilung nicht ausdrücklich 
vornimmt. 
Im allgemeinen Teil ( 1 . - 6 . Abschnitt) werden insbes. Inhalt, Entstehen und 
Erlöschen von Schuldverhältnissen behandelt. Seine Rechtsvorschriften 
gelten für alle Schuldverhältnisse des 2. Buches, sofern nicht im besonde-
ren Teil abweichendes geregelt ist. 
Was ein Schuldverhältnis ist, definiert § 241 BGB in allgemeiner Weise. 
Ein Schuldverhältnis ist demnach ein Rechtsverhältnis, aufgrund dessen 
der Berechtigte (Gläubiger) von dem Verpflichteten (Schuldner) eine be-
stimmte Leistung fordern kann. 
Schuldrechtliche Forderungen bzw. Ansprüche sind relative Rechte, da 
sie nur in der Beziehung (Relation) zu einer Person (Vertragspartner) be-
stehen. 
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Im besonderen Teil (7. Abschnitt) sind einzelne Schuldverhältnisse wie z.B. 
Kauf, Miete, Darlehen geregelt. Nach dem privatrechtlichen Grundsatz der 
Vertragsfreiheit (hier i.S. von Gestaltungsfreiheit) können die hier zur Wahl 
gestellten Typen entweder abgewandelt oder durch selbstgeschaffene 
(pacta sui generis) erweitert werden (z.B. Leasing-Vertrag). 
Das Sachenrecht enthält Regeln über den Besitz und Rechte an Sachen 
(dingliche Rechte3), von denen das Eigentum das umfassendste ist. Es 
macht z.B. Aussagen darüber, welche Bedeutung der Besitz an einer Sache 
hat und wie jemand Eigentümer einer Sache wird. Sachenrechte sind abso-
lute Rechte, d.h., sie entfalten ihre Wirkung gegen jedermann. Im Sachen-
recht herrscht im Unterschied zum Schuldrecht Typenzwang (numerus 
clausus), d.h., die 7 dinglichen Rechte können weder abgeändert noch er-
gänzt werden. 
Das Familienrecht hat die Rechtsverhältnisse, die sich aus Ehe, Verwandt-
schaft und Vormundschaft ergeben, zum Gegenstand. 
Das Erbrecht regelt das Schicksal des Vermögens eines Menschen ("Erb-
lasser") im Todesfall4. 

Das HGB umfaßt ebenfalls 5 Bücher: 
1. Handelsstand (§§ 1 - 104) 
2. Handelsgesellschaften und stille Gesellschaft (§§ 105 - 237) 
3. Handelsbücher (§§ 238 - 342) 
4. Handelsgeschäfte (§§ 343 - 473) 
5. Seehandel (§§ 474 - 483) 

Der Begriff Handelsgesetzbuch bzw. Handelsrecht ist historisch bedingt und 
verleitet heute den Nichtjuristen zu falschen Schlüssen über den Inhalt die-
ses Gesetzeswerkes. Es ist nämlich nicht ein Gesetzbuch für einen be-
stimmten Wirtschaftszweig, den Handel, sondern versteht den Begriff "Han-
del" in einem weit über die Distribution von Gütern hinausreichenden Sinn. 
Handelsrecht ist Sonderrecht für Kaufleute bzw. die gewerbliche Wirtschaft 
schlechthin; nur für reine Land- und Forstwirtschaft gilt es nicht. 

Das erste Buch "Handelsstand" enthält Rechtsvorschriften bezüglich der 
Kaufmannseigenschaft, des Handelsregisters, der Firma, der kaufmänni-
schen Stellvertretung (Handlungsvollmacht und Prokura) sowie der unselb-
ständigen und selbständigen Hilfspersonen des Kaufmanns (Handlungs-
gehilfe und -lehrling bzw. Handelsvertreter und -makler). 
Das Buch "Handelsgesellschatten und stille Gesellschaft" regelt nur die 
Rechtsverhältnisse der Personenhandelsgesellschaften (OHG, KG) und der 

3 S. hierzu Kap. Β II 2 
4 Familien- und Erbrecht sind wegen der thematischen Beschränkung dieses Buches nicht Gegen-

stand der folgenden Ausführungen 
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stillen Gesellschaft. Die Kapitalgesellschaften (AG, GmbH, KGaA) und die 
Genossenschaft haben eigene Gesetze erhalten. 
Das Buch "Handelsbücher" enthält ein geschlossenes Buchführungs- und 
Bilanzierungsrecht für Kaufleute. 
Das Buch "Handelsgeschäfte" steht in enger Beziehung zum Schuld- und 
Sachenrecht des BGB, da es im wesentlichen aus Sonderregeln zu den 
bürgerlich-rechtlichen Rechtsgeschäften besteht. Ferner bringt es Vor-
schriften über die kaufmännischen Hilfsgewerbe (Kommissionär, Spediteur, 
Frachtführer und Eisenbahn). 
Das Buch "Seehandel" spricht für sich und ist in den Kurzfassungen des 
HGB (für "Landratten") nicht abgedruckt. 

IV. Kontrollfragen zum Abschnitt A 

1.Welches ist die historische Basis des deutschen Zivilrechts? Führen Sie dafür 
Belegbeispiele an. 

2. Grenzen Sie voneinander ab 
a) öffentliches und privates Recht, 
b) zwingendes und nachgiebiges Recht, 
c) objektives und subjektives Recht, 
d) Schuld- und Sachenrecht, 
e) absolute und relative Rechte. 

3. Nennen Sie Beispiele für zwingende und dispositive Rechtsnormen. 
4. Begründen Sie, daß auch das Gewohnheitsrecht als ungeschriebenes Recht gelten-

de Rechtsquelle ist. 
5. Welche Beziehung besteht zwischen Schuld- und Sachenrecht? 
6. In welche Bücher sind BGB und HGB gegliedert? 
7. Welchen Wirtschaftszweig betrifft das HGB? 
8. Was sind Handelsbücher? 
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B. Grundbegriffe und allgemeine Vorschriften des 
Privatrechts 

I. Rechtssubjekte - Träger des Rechts 

Rechtssubjekte sind mit Rechtsfähigkeit ausgestattete Personen. Neben 
den Menschen (natürlichen Personen) kennt das Privatrecht noch die juri-
stischen Personen. 

1. Natürliche Personen 

a) Rechts fäh igke i t 

Die Rechtsfähigkeit ist die Befähigung einer Person, Träger von Rechten 
und Pflichten zu sein. 

Die Rechtsfähigkeit des Menschen beginnt gem. § 1 BGB1 mit Vollendung 
der Geburt (Ausnahmefiktion: der "nasciturus" in § 1923 II) und endet mit 
dem Tod. 
Aufgrund der verfassungsmäßigen Gleichheit aller Menschen kennt das Ge-
setz keine weiteren Voraussetzungen (z.B. Geschlecht, Rasse oder Haut-
farbe) für die Rechtsfähigkeit. 

b) Hand lungsfäh igke i t 

Der Begriff Handlungsfähigkeit f indet sich im Gesetz nicht. Er beinhaltet die 
Fähigkeit, verantwortlich und rechtswirksam handeln zu können, wozu Wil-
lens· und Einsichtsfähigkeit (geistige Reife) erforderlich sind, und ist Ober-
begriff für die Geschäfts- und die Deliktsfähigkeit. 

aa) Geschäftsfähigkeit 

Die Geschäftsfähigkeit ist die Befähigung, durch eigene Wil lenserklärun-
gen Rechtsgeschäfte wirksam abschließen und damit Rechte und Pflich-
ten erwerben zu können. 

Der Gesetzgeber hat die Geschäftsfähigkeit entsprechend der geistigen 
Entwicklung des Menschen generalisierend in die drei Stufen bzw. Phasen 
Geschäftsunfähigkeit, beschränkte und unbeschränkte Geschäftsfähigkeit 
unterteilt2. 

1 In den folgenden Ausführungen sind alle §§ ohne Gesetzesbezeichnung solche des BGB. 
2 Früher konnten Volljährige in bestimmten Fällen durch das Amtsgericht entmündigt werden, was 

bei Geisteskrankheit zur Geschäftsunfähigkeit und bei Geistesschwäche oder Suchtkrankeit zur be-
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Geschäftsunfähigkeit 
Geschäftsunfähig sind Kinder bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres 
(§ 104). Ihre Willenserklärungen sind gem. (§ 105) nichtig, d.h. von Anfang 
an unwirksam (Ex-tunc-Wirkung). 

Beschränkte Geschäftsfähigkeit 
Beschränkt geschäftsfähig sind Minderjährige vom vollendeten 7. bis zum 
vollendeten 18. Lebensjahr (§ 106). Rechtsgeschäfte bzw. Willenserklärun-
gen von Minderjährigen sind schwebend unwirksam, d.h., sie bedürfen nach 
§§ 107 f. zu ihrer Wirksamkeit der Einwilligung oder Genehmigung des ge-
setzlichen Vertreters (Eltern). Einwilligung ist die vorherige und somit bis 
zur Vornahme des Rechtsgeschäfts widerrufbare, Genehmigung dagegen 
die nachträgliche, endgültige Zustimmung (§§ 182 ff.). Eine Zustimmungs-
verweigerung hat die Nichtigkeit der Willenserklärung des Minderjährigen 
zur Folge. 

Zwei Ausnahmen von diesem Erfordernis nennt das BGB; eine Zustimmung 
ist nicht notwendig, 
• wenn die Willenserklärung dem Minderjährigen ausschließlich einen 

rechtlichen (nicht wirtschaftlichen!) Vorteil bringt (§ 107). 
Ein rechtlicher Nachteil ist die Übernahme jeder auch noch so geringwerti-
gen Verpflichtung sowie die Aufgabe, Belastung oder Verminderung eines 
Rechtes. 

Ein Minderjähriger verpfl ichtet sich, in einem Tauschgeschäft eine geringwertige 
Briefmarke aus seiner Sammlung gegen eine wertvolle Marke seines Freundes 
herzugeben. Das Geschäft bringt ihm zwar einen wirtschaftl ichen Vorteil, aber 
auch einen rechtlichen Nachteil und ist daher schwebend unwirksam. (Die Eigen-
tumsübertragung allein würde ihm nur einen rechtlichen Vorteil bringen; vgl. Ab-
straktionsprinzip und Bereicherungsrecht.) 

schränkten Geschäftsfähigkeit führte (§§ 6, 104 Nr. 3, 114 BGB a.F,). Die entmündigte Person 
wurde unter Vormundschaft gestellt. Durch das Betreuungsgesetz (BtG), welches am 1.1.1992 in 
Kraft getreten ist, wurde die Entmündigung abgeschafft; die Vormundschaft ist (wie auch die Pfleg-
schaft des § 1910 BGB a.F.) durch das Rechtsinstitut der "Betreuung" ersetzt worden, das die Teil-
nahme des Betreuten am Rechtsverkehr nicht automatisch und generell ausschließt. Erforder-
lichenfalls kann vom Gericht ein Einwilligungsvorbehalt nach § 1903 BGB η F angeordnet werden 
Dies hat zur Folge, daß die Bestimmungen für beschränkt Geschäftsfähige analoge Anwendung fin-
den. Der Betreuer soll den Wünschen des Betreuten möglichst entsprechen. 

Zustimmung 

Einwilligung 
(vorher) 

Genehmigung 
(nachher) 

Beispiel: 
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• wenn der Minderjährige die vertragsmäßige Leistung mit Mitteln bewirkt, 
die ihm zu diesem Zweck oder zur freien Verfügung von dem gesetzlichen 
Verteter oder mit dessen Zustimmung von einem Dritten überlassen wor-
den sind (§ 110, sog. Taschengeldparagraph ). 
Der "Taschengeldparagraph" ist genau genommen weniger eine Ausnah-
meregel als eine Art Pauschalgenehmigung, die allerdings nicht für Kredit-
und Ratengeschäfte gilt (Beachte die Zeitform 'bewirkt' - Präsens - und 
nicht 'bewirken wird' - Futur -). 

Unbeschränkte Geschäftsfähigkeit 
Voll geschäftsfähig ist eine natürliche Person nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres (Volljährigkeit). 

bb) Deliktsfähigkeit 

Die Deliktsfähigkeit ist die Fähigkeit, für Schäden aus einer unerlaubten 
Handlung (Delikt, § 823) ersatzpflichtig zu sein (§§ 827 ff ). 

Entsprechend der Systematik des BGB-Aufbaus ist die Regelung der De-
liktsfähigkeit nicht im 1. Buch bei den natürlichen Personen zu finden, son-
dern unter den Schuldverhältnissen des 2. Buches im Zusammenhang mit 
der unerlaubten Handlung! Hierbei ist der Gesetzgeber von derselben Al-
tersstufung ausgegangen. 
Deliktsunfähig sind Kinder bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres sowie 
Bewußtlose und Geisteskranke (ausgenommen: schuldhaft Betrunkene). 
Beschränkt (besser: bedingt) deliktsfähig sind Minderjährige vom vollen-
deten 7. bis zum vollendeten 18. Lebensjahr. Anders als bei der beschränk-
ten Geschäftsfähigkeit ist hier die Verantwortlichkeit von der Bedingung ab-
hängig, ob der Minderjährige bei dem Delikt die zur Erkenntnis der Verant-
wortlichkeit erforderliche Einsicht hatte, was in jedem konkreten Fall indivi-
duell zu prüfen ist. 
Unbeschränkt deliktsfähig sind alle Volljährigen 

Ein Anflug sozialer Gesinnung hat im BGB seinen Niederschlag gefunden in 
Form der Billigkeitshaftung: Unter den Voraussetzungen des § 829 kann 
ausnahmsweise auch ein Deliktsunfähiger schadensersatzpflichtig sein. 
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